
Ö S T E R R E I C H

Akten für den Diktator
Gegen Österreichs früheren Regie-
rungschef Alfred Gusenbauer wird er-
mittelt. Der Fall trägt das Aktenzei-
chen 4 St 21/13b, es geht um den Vor-
wurf nachrichtendienstlicher Tätigkeit
zugunsten Kasachstans. Seit Jahren be-
müht sich der Steppenstaat mit allen
Mitteln, Rachat Alijew, den in Ungna-
de gefallenen Ex-Schwiegersohn von
Alleinherrscher Nursultan Nasarbajew,
aus seinem europäischen Exil zurück
nach Kasachstan zu verfrachten, wo er
40 Jahre Haft absitzen müsste. Dabei
wurde auf die Justiz in Österreich, wo
Alijew sich jahrelang aufhielt, erhebli-
cher Druck ausgeübt. Gusenbauer, der
seit 2010 für ein fürstliches Honorar als
Nasarbajew-Berater tätig ist, soll ge-
holfen haben, Verschlussakten an die

Herrscher in Zentralasien zu übermit-
teln. Der Ex-Kanzler nennt diesen
 Verdacht „absurd“. Auch der ihm nahe -
stehende Wiener Staranwalt Gabriel
Lansky, gegen den gleichfalls ermittelt
wird, bestreitet die Vorwürfe. Auf
zwei in Luxemburg stehenden Servern

allerdings stellten die Behörden im Au-
gust Daten sicher, mit deren Hilfe an-
gebliche Lansky-Kontakte zum kasa-
chischen Geheimdienst KNB nachge-
wiesen werden sollen. Gegen Lansky
wird derzeit zudem wegen des Ver-
dachts schwerer Nötigung ermittelt –

diese Anschuldigung weist
der Anwalt ebenfalls von sich.
Massive Vorwürfe erhebt
auch der nach Deutschland
geflüchtete Dissident und Trä-
ger der Goethe-Medaille, Bo-
lat Atabajew, in einem dem
SPIEGEL vorliegenden Brief
an Österreichs Regierungs-
chef Werner Faymann:
„Lobby isten wie der ehemali-
ge Bundeskanzler Gusenbau-
er und Rechtsanwalt Lansky“
trügen Mitschuld daran, dass
der „Diktator“ Nasarbajew
und sein Regime weiter fol-
tern und morden könnten.
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Femens Präsident
Die Gerüchte über eine Instrumenta -
lisierung der Aktionsgruppe Femen
 hören nicht auf: Angeblich sollen die
Frauen lange unter dem Schutz des
ukrainischen Präsidenten Wiktor Janu-
kowitsch gestanden haben. So verbrei-
tet nun die Fernsehjournalistin Jarosla-
wa Koba, die sich vor fast zwei Jahren
für einige Wochen in die Gruppe ein-
geschlichen hat, dass Femen auch aus
dem Umfeld der Regierung finanziert
worden sei – allerdings kann sie dafür
keine Belege vorweisen. Für ihre An-
schuldigung spricht, dass vor zwei Jah-
ren Janukowitschs Stabschef den Pro-
duzenten einer populären Talkshow
anrufen ließ, um die Frauen als Studio-
gäste durchzusetzen. „Femen war in-
nenpolitisch nützlich, um von den Pro-
blemen der Ukraine abzulenken“, sagt
der Politologe Leonard Lewizki. Und

gegenüber dem Ausland hätten die
 Femen-Aktionen dem zunehmend
 autoritär regierten Land ein demokra-
tisches Image verpasst. Erst nachdem
Femen bei einer umstrittenen Aktion
in Kiew ein Kruzifix demoliert hatte,
soll der Präsident seine Unterstützung
eingestellt haben. Femen-Mitgründe-
rin Alexandra Schewtschenko, die in-
zwischen nach Paris geflohen ist, be-
zeichnet die Vorwürfe als „vollkomme-
nen Unsinn“. Mehrere Aktivistinnen
wurden jüngst von Unbekannten zu-
sammengeschlagen – für Schewtschen-
ko „ein Werk von Janukowitschs Ge-
heimdienst“. Es scheint jedenfalls kein
Zufall zu sein, dass die Vorwürfe ge-
gen Femen gerade jetzt laut werden,
nachdem sie beim Regierungschef in
Ungnade gefallen sind. Als Reaktion
darauf wollen die Frauen ihre Proteste
in der Ukraine nun verstärken. „Und
zwar gegen die Regierung und die Op-
position“, so Schewtschenko. „Beide
sind von mafiösen Gruppierungen un-
terwandert.“

E U R O PA

Jeder kann mithören
Die EU schützt die Computer und
Smartphones ihrer über 40000 Bediens-
teten nicht ausreichend gegen Späh -
attacken. Selbst Generaldirektoren und
Generalsekretäre kommunizieren 
über Geräte, die nicht abhörsicher sind.

Grund für diese Nachlässigkeit ist vor
allem fehlendes Geld; allein die Ver-
schlüsselung für den Auswärtigen
Dienst würde rund 50 Millionen Euro
kosten. Seit Bekanntwerden der Späh-
aktionen durch den amerikanischen
Geheimdienst NSA sind hochrangige
Diplomaten besorgt über die Sicher-
heitslücken. Auch China steht im Ver-
dacht, interne Vorgänge auszuspionie-
ren. Die Kommission dementiert nicht,

dass Laptops und Smartphones der  EU-
Institutionen aus Geldmangel unver-
schlüsselt in Betrieb sind. Aber die IT-
Infrastruktur und Informationssysteme
seien dennoch durch eine Reihe von
Maßnahmen wie Firewalls und abhörsi-
chere Computerräume geschützt, heißt
es in einer Stellungnahme. Es sei aber
naiv zu glauben, dass durch eine gene-
relle Verschlüsselung die Gefahr der
Cyberspionage gebannt werden könne. 
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